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Hoechst, Didier, Glyco, Linde, Dyckerhoff — die Liste der
Unternehmen, deren Namen aus Wiesbadens Industrie-

landschaft verschwunden sind oder zu verschwinden drohen,
wird immer länger. Mit 12,1 % liegt die Arbeitslosenrate in Wies-
baden deutlich höher als in Hessen (9,4 %) und bundesweit
(9,5 %). Hinter der glänzenden Fassade des scheinbaren Wohl-
stands der Kur- und Casinostadt lebt eine wachsende Zahl von
Armen.

Wir brauchen einen Wiederaufbau wie nach dem Zweiten
Weltkrieg. Damals wurde zunächst mit dem Bretton-Woods-
Abkommen von 1944 ein neues, solides Weltfinanzsystem
geschaffen. Zweitens wurden die nicht mehr bezahlbaren Schul-
den reorganisiert und zum großen Teil gestrichen. Und es wurde
mit dem Marshallplan ein Kreditsystem geschaffen, das die
Finanzierung sinnvoller Investitionen sicherte. Und weil man
wiederaufbauen wollte, gelang es auch, das sogenannte Wirt-
schaftswunder zu vollbringen.

Das könnten wir heute auch, denn es ist genug zu tun: Alleine
bei der öffentlichen Infrastruktur in Deutschland beträgt der
Investitionsrückstau rund 1000 Mrd. Euro. Der Bau eines
gesamtdeutschen Magnetbahnnetzes würde Millionen neuer,
hochqualifizierter Arbeitsplätze schaffen. Wollen wir statt Ben-
zin Wasserstoff als Treibstoff für unsere Autos nutzen, müssen
Hunderte neuer Kraftwerke gebaut werden, um den dafür not-
wendigen Strom zu erzeugen. Auch das wäre Arbeit für Millio-
nen Menschen.

Was hindert uns?
Diese an sich offensichtliche Lösung für unsere wirtschaftlichen
Probleme stößt auf zwei Hindernisse, die das Denken unserer
Politiker (und vieler Bürger) blockieren: Erstens haben sich in
den letzten Jahrzehnten viele an den Gedanken gewöhnt, daß
die Industriegesellschaft etwas „von gestern“ sei — sofern sie
nicht geradezu zum Feind erklärt wurde, den es zu zerstören gel-
te.

Das größere Hindernis sind jene, die durch die Globalisierung
geopolitische Ziele erreichen wollen. So erklärte der heutige US-
Vizepräsident Cheney nach dem Fall der Mauer, die USA müß-
ten sicherstellen, daß niemals eine andere Nation oder eine

Gruppe anderer Nationen die Vorherrschaft der USA in Frage zu
stellen wage. Die Globalisierung, Maastricht und der Euro sind
Instrumente, potentielle Konkurrenten zu schwächen, und
Bundeskanzler Kohl stimmte zu, um die Wiedervereinigung
nicht zu gefährden. 

Aber die Globalisierung ist kein unabänderliches Schicksal. Sie
beruht auf politischen Beschlüssen, die zurückgenommen wer-
den können — und müssen. Und die derzeitige Revolte im US-
Kongreß gegen Präsident Bush und Vizepräsident Cheney, die in
ein Absetzungsverfahren münden kann, bedeutet, daß dies auch
durchsetzbar ist.

Tatsache ist: Wenn wir an der Globalisierung festhalten, wer-
den wir schon bald die Fähigkeit verlieren, unserer Bevölkerung
auch nur das Überleben zu sichern. Unsere Zivilisation würde
dann untergehen wie andere vor ihr. Wollen wir das nicht, müs-
sen wir zu einer Wirtschaftspolitik zurückkehren, die die Arbeits-
kräfte der Dritten Welt vor der Ausbeutung schützt und die
Arbeitsplätze in den Industrienationen erhält.

Das muß klar und deutlich ausgesprochen werden — auch in
einem Kommunalwahlkampf. Denn bei der Kommunalwahl
steht zur Abstimmung, welche Aufgaben sich Wiesbaden für die
kommenden Jahre stellt: Wollen wir den bisherigen Kurs weiter-
verfolgen, oder wollen wir einen Neubeginn einleiten? Wollen
wir weiter unserer Geschichte als Weltkurstadt nachtrauern und
versuchen, von den wenigen Kurgästen und den einarmigen
Banditen unseres Casinos zu leben, bis „nichts mehr geht“, oder
wollen wir Wiesbaden wieder industrialisieren?

Eine solche Neuausrichtung gab es in Wiesbaden schon ein-
mal. Die Nassauer Herzöge stellten sich im 19. Jahrhundert dem
Aufbau von Industrien in den Weg. Firmen wie Albert oder
Dyckerhoff mußten ins „Ausland“ auswandern — nach Amöne-
burg, das damals zu Hessen-Darmstadt gehörte —, weil die Nas-
sauer den Bau ihrer Fabriken nicht genehmigen wollten. Erst
nach 1866 kam der Aufschwung: Binnen weniger Jahrzehnte
wuchs Wiesbaden zur Großstadt an, Biebrich wurde einer der
wichtigsten Industriestandorte im Rhein-Main-Gebiet, und es
wuchsen jene gründerzeitlichen Stadtviertel, die heute zum
Weltkulturerbe erklärt werden sollen.

In den letzten Jahrzehnten hingegen dominierte wieder die



industriefeindliche Weltanschauung. Genau dieses rückwärts-
gewandte Denken gilt es zu überwinden, wenn unsere Stadt,
unser Land und die Welt eine Zukunft haben sollen.

Eine Uni für Wiesbaden!
Wenn wir uns entscheiden, unsere Industrien wieder aufzubau-
en, dann müssen hierfür die Voraussetzungen geschaffen wer-
den. Vor allem braucht Wiesbaden viele junge Menschen, die
bereit sind, in einer solchen Industriegesellschaft als Facharbei-
ter, Wissenschaftler und Unternehmer tragende Rollen zu über-
nehmen.

Derzeit wandern die jungen Menschen jedoch ab — nicht
zuletzt, weil es in Wiesbaden keine angemessenen Ausbildungs-
möglichkeiten gibt. Wiesbaden ist eine der größten Städte
Deutschlands ohne Universität, während andere Universitäten
aus den Nähten platzen. Das muß sich ändern.

Trotz des Niedergangs seiner Industrien ist Wiesbaden immer
noch ein Zentrum der Medizin und der Chemie. Das legt es
nahe, hier die Schwerpunkte einer künftigen Wiesbadener Uni-
versität zu setzen: Es gilt, nicht nur Krankheiten wie AIDS, Grip-
pe, Krebs oder Alzheimer zu besiegen, sondern auch grundsätz-
liche Fragen zu klären, etwa die offensichtliche — was ist Leben? 

Die Öl- und Gaskrise wirft die Frage auf, wie die für die
Zukunft der Menschheit notwendigen Rohstoffe erzeugt oder
durch andere ersetzt werden können. Wir müssen in absehbarer
Zeit in der Lage sein, Rohstoffe zu produzieren, anstatt sie nur zu
suchen, und uns neue Energiequellen wie z.B. die Kernfusion
erschließen.

Ausbau der Verkehrsinfrastruktur
Weitere Probleme, die gelöst werden müssen, sind die Verkehrs-
misere und der drohende Kollaps der Infrastruktur überhaupt.
Ein großer Teil der bestehenden Infrastruktur unserer Stadt
stammt aus der Nachkriegszeit oder sogar noch aus der Zeit vor
dem Ersten Weltkrieg. Der Zustand vieler Straßen Wiesbadens
ist katastrophal, und am Beispiel der Schiersteiner Autobahn-
brücke zeigt sich, daß große Anstrengungen notwendig sind,
um solche Infrastrukturanlagen rechtzeitig zu erneuern.

Aber die Infrastruktur muß nicht nur instandgehalten, sie
muß auch ausgebaut werden. Das S-Bahnnetz muß ausgebaut
und bis in die Innenstadt verlängert werden, um den Anteil des
öffentlichen Nahverkehrs am Verkehrsaufkommen zu erhöhen,
wozu nur ein rund 2,5 km langer S-Bahn-Tunnel notwendig
wäre. Auch die Stadtbahn ist sinnvoll, sollte jedoch im Innen-
stadtbereich ebenfalls unter die Erde.

Nein zum Neoliberalismus a la Müller!
Hier muß die öffentliche Hand aktiv werden und entsprechen-
de Summen investieren. Die derzeitige Wiesbadener Stadtregie-
rung hält sich jedoch streng an die neoliberale Philosophie,
wonach die Initiativen „vom Markt“ ausgehen sollen. Gleich-
zeitig übernimmt die Stadt unter ihrem Kämmerer Dr. Helmut
Müller eine Vorreiterrolle bei der Demontage des sozialen
Systems: Die städtischen Wohnungsbaugesellschaften werden
mit Mieterhöhungen „privatisierungsfit“ gemacht (auch wenn
diese Absicht bisher dementiert wird), während die städtischen
Verkehrsbetriebe ein eigenes Tochterunternehmen gegründet
haben, um die Gehälter der Busfahrer um bis zu 300 Euro pro
Monat zu drücken!

Anstatt das Gemeinwohl gegen die Kräfte „des Marktes“ zu
schützen, überholt Müller mit seiner unsozialen, neoliberalen
Politik also den Markt sogar noch beim Lohndumping. Damit
leistet er der Zerstörung unserer Wirtschaft Vorschub. Das muß
aufhören. Wiesbadens Bürger haben Besseres verdient.

Wenn Sie der gleichen Meinung sind, dann geben Sie am
26. März ihre 81 Stimmen den Kandidaten der BüSo. Wäh-
len Sie die BüSo ins Stadtparlament!

Kommen Sie zu unseren Wahlveranstaltungen! 

Am 9. 2., 23. 2. und 9. 3. 2006, jeweils um 19.30 Uhr 
Dachcafé im Hilde-Müller-Haus, Wallufer Platz 2

Am 17. 3. 2006 um 19.30 Uhr 
Clubraum 2, Bürgerhaus Mainz-Kastel, Zehnthofstr. 41

Werden Sie aktiv, machen Sie mit!

❏ Ja, ich will Mitglied der BüSo werden. Bitte schicken Sie mir  Unterlagen.

❏ Ich habe .......Euro auf das Spendenkonto der BüSo (Kto.-Nr. 1660 27-676, Postbank Ludwigshafen, BLZ 545 100 67) überwiesen.

❏ Ich möchte selbst aktiv werden. Schicken Sie mir ................... von ihren Flugblättern.

❏ Bitte schicken Sie mir die Wochenzeitung Neue Solidarität vier Wochen kostenlos zum Kennenlernen.

Vorname, Name ____________________________________________________________________________________________________________________________________________

Straße, Hausnr. _______________________________________________________________ PLZ, Ort ____________________________________________________________________

Telefon / E-Mail ______________________________________________________________ Datum, Unterschrift__________________________________________________________
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